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Vorwort zur 5. Auflage
2018 ist das Jahr der regelmäßigen Betriebsratswahlen. Die 5. Auflage des Ha-
Ko-BetrVG soll deshalb den Wahlvorständen und Betriebsräten das notwendi-
ge Rüstzeug für die fehlerfreie Durchführung der Wahlen im vereinfachten
oder förmlichen Wahlverfahren vermitteln. Sollten Wahlmängel auftreten,
wird durch die systematische Aufbereitung der Rechtsprechung Hilfestellung
gegeben, die Erfolgsaussichten von Wahlanfechtungen einzuschätzen.

2018 ist auch das erste Jahr nach dem Ende der dritten Großen Koalition. Die-
se hat von 2014 bis 2017 ein umfangreiches Programm zur Modernisierung
des Arbeitsrechts umgesetzt. Diese Gesetze greifen zum Teil erst ab 2018. Des-
halb kommt die fünfte Auflage des HaKo-BetrVG „just in time“ und verhilft
zum Durchblick:

Zuerst kam 2015 der flächendeckende gesetzliche Mindestlohn. Damit ver-
bunden sind neue Überwachungsaufgaben für den Betriebsrat.

Mit dem Bundesteilhabegesetz vom 29.12.2016 wurde der Weg in Richtung
Inklusion beschritten. Gemeinsam mit den Schwerbehindertenvertretungen
sind seitdem die Betriebsräte gefordert, die Teilhabechancen der behinderten
Beschäftigten mit Hilfe von Inklusionsvereinbarungen spürbar zu verbessern.
Mit der Neufassung des SGB IX mit Wirkung vom 1.1.2018 verschiebt sich
zudem die Paragrafenfolge der dort für Betriebsräte enthaltenen Regelungen.
Die Kommentierung geht bereits von der Neufassung aus.

Zum 1.4.2017 wurde das Recht der Arbeitnehmerüberlassung grundlegend re-
formiert. Die Rechtsstellung der Betriebsräte ist seitdem in mehrfacher Hin-
sicht gestärkt. Arbeitgeber müssen beim Aufstellen der Personalplanung mit
den Betriebsräten auch den Einsatz von Leiharbeit, Werk- und Dienstvertrags-
vergabe beraten. Sie haben die mit Dritten dazu abgeschlossenen Verträge vor-
zulegen. Durch die Einführung einer gesetzlichen Höchstüberlassungsdauer in
§ 1 Abs. 1 b AÜG mit tariflichen Verlängerungsoptionen ist die Gestaltungs-
kraft der Betriebsräte in tariflosen Betrieben gewachsen; denn der tariflose Ar-
beitgeber darf die tarifliche Regelung nur nach Maßgabe der § 1 Abs. 1 Satz 4
bis 6 AÜG übernehmen, wenn er mit dem Betriebsrat eine Betriebsvereinba-
rung geschlossen hat.

Das Entgelttransparenzgesetz vom 30.6.2017 soll für mehr Entgeltgleichheit
zwischen Männern und Frauen sorgen. Beschäftigen private Arbeitgeber in der
Regel mehr als 500 Beschäftigte, so müssen sie in einem Prüfverfahren ihre
Entgeltregelungen regelmäßig auf die Einhaltung des Entgeltgleichheitsgebots
überprüfen. Nach § 17 Abs. 2 des Gesetzes sind daran die betrieblichen Inter-
essenvertretungen zu beteiligen.

Mit Wirkung vom 25.5.2018 treten neue Bestimmungen zum Schutz der per-
sonenbezogenen Daten der Beschäftigten in Kraft. In Art. 8 des Datenschutz-
Anpassungs- und -Umsetzungsgesetzes EU vom 30.6.2017 werden die seit
2009 bestehenden Vorschriften des bereichsspezifischen Beschäftigtendaten-
schutzes neu gefasst. Wesentliche inhaltliche Änderungen des Wortlauts der
Vorschriften sind damit nicht verbunden. Die unmittelbar wirkenden Vorga-
ben der Datenschutz-Grundverordnung der EU können jedoch zu neuen Ausle-
gungsergebnissen führen.
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An versteckter Stelle ist in Art. 5 des Gesetzes zur Verbesserung der Leistungen
bei Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und zur Änderung anderer
Gesetze vom 17.7.2017 der Einsatz von Videokonferenzschaltungen für Sit-
zungen zugelassen worden. Wenn zwar die Regelung einstweilen nur für See-
schiffe gilt, zeigt sie jedoch den fortschreitenden Trend zur globalen Digitalisie-
rung auf. Hier zeigt sich, wie richtig die Konzeption dieses Kommentars ist,
das nationale Betriebsverfassungsrecht mit dem Recht der Europäischen Be-
triebsräte (vgl. Kommentierung des EBRG im Anhang) und der anderen auf
Unionsrecht fußenden Arbeitnehmervertretungen zu verknüpfen. Angesichts
der zunehmenden Internationalisierung bedarf es dieses erweiternden Blicks.
Deshalb zeigt dieser Kommentar auch die aktuellen Entwicklungen des Rechts
der Arbeitnehmervertretungen in den Europäischen Aktiengesellschaften und
der Arbeitnehmerbeteiligung bei grenzüberschreitenden Umwandlungen (vgl.
Beitrag zur Europäischen Aktiengesellschaft (SE) und grenzüberschreitender
Verschmelzung im Anhang) auf.

Zuletzt hat das Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und
zur Änderung anderer Gesetze (Betriebsrentenstärkungsgesetz) vom 17. Au-
gust 2017 neue Aufgaben für den Betriebsrat gebracht. Für tariflose Betriebe
kann nach § 1 Abs. 2 a, § 20 Abs. 2 Satz 3 BetrAVG nF ab 2018 durch eine
Betriebsvereinbarung ein neuartiges Optionssystem zur betrieblichen Altersver-
sorgung (sogenannte „reine Beitragszusage“) eingeführt werden. Solange der
Einzelne nicht widerspricht, können auf dieser Rechtsgrundlage Arbeitnehmer
verpflichtet werden, Beiträge zur Finanzierung von Leistungen der betriebli-
chen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine
Direktversicherung zu zahlen.

Die 5. Auflage stellt sich allen Herausforderungen. Wie gewohnt vermittelt sie
auch den neuesten Stand der Rechtsprechung. Dabei wird nicht nur der Stand
der herrschenden Meinung referiert, sondern dieser auch einer kritischen Ana-
lyse unterzogen. Ziel ist es, den betrieblichen Praktikern eine sichere Orientie-
rungshilfe für eine gute Betriebsverfassung zu geben. Damit dies gelingt, haben
Herausgeber und Verlag das bewährte integrative Konzept des Kommentars
noch einmal ergänzt und das Autorenteam erweitert:
n Dr. Till Sachadae kommentiert die Wahlordnung. Er ist ein ausgewiesener

Wahlrechtsexperte, der nicht nur die einzelnen Bestimmungen der Wahl-
ordnung erläutert, sondern sie auch für den Leser in den notwendigen sys-
tematischen Zusammenhang stellt. So kann er mögliche Fallstricke und
Anfechtungsgründe aufzeigen. Er spart nicht mit Hinweisen auf Schwä-
chen von Gesetzgebung und Rechtsprechung.

n Rechtsanwalt Marc-Oliver Schulze kommentiert das Recht des Konzernbe-
triebsrats. Er hat große Erfahrung aus der Beratung und gerichtlichen Ver-
tretung von Konzernbetriebsräten. Deshalb gelingt es ihm, die komplexen
Zusammenhänge von Gesellschafts- und Betriebsverfassungsrecht praxis-
gerecht darzustellen.

n Rechtsanwalt Karsten Haase hat von dem aus Altersgründen ausgeschiede-
nen Autor Joachim Teubel die Aufgabe übernommen, die Fragen der An-
waltsvergütung zu bearbeiten. Die Höhe der Kosten, die bei Beratung oder
Vertretung von Betriebsräten vor Gericht entstehen, ist für alle Beteiligten
von Bedeutung; denn ist dieser Wert bekannt, kann dadurch eine gütliche
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Einigung gefördert werden, die hohe Kosten erspart. Kommt es nicht zur
Einigung, ist die von Rechtsanwalt Haase am Ende jeder wesentlichen
Norm des BetrVG erstellte Streitwertübersicht hilfreich. Sie ist die Grund-
lage für die schnelle und zutreffende Berechnung der Anwaltsvergütung.
Hier bietet unser Kommentar Betriebsräten, Arbeitgebern und Anwalt-
schaft einen weiteren Mehrwert.

n Rechtsanwältin Ursula Matthiessen-Kreuder und Rechtsanwalt Dr.
Thomas Kreuder ergänzen die einzelfallbezogenen Hinweise zur Streitwert-
feststellung. Sie haben einen systematischen Wegweiser für das Kostenrecht
in Angelegenheiten der Betriebsverfassung erstellt (vgl. Beitrag zum Gebüh-
ren- und Kostenrecht im Anhang). Auch hier betritt unser Kommentar
Neuland und besitzt so ein weiteres Alleinstellungsmerkmal.

Herausgeber und Autorenteam danken dem Lektorat des Nomos Verlags für
die gute Zusammenarbeit. Wir bitten die Leserschaft um Anregungen und
Hinweise. Wir freuen uns im Interesse der Sache auch über Kritik. Wie be-
merkte schon treffend Georg Christoph Lichtenberg: „Ich kann freilich nicht
sagen, ob es besser werden wird, wenn es anders wird; aber so viel kann ich
sagen, es muß anders werden, wenn es gut werden soll.“

Zusendungen bitte an den Herausgeber:

Franz.Duewell@uni-konstanz.de

 

Weimar, im Dezember 2017 Franz Josef Düwell

 Vorwort zur 5. Auflage
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der einstweiligen Verfügung nach Ansicht des BAG nur in Ausnahmefällen zu-
lässig (→ Rn 2), wenn die Wahl nichtig ist.103 Zum Teil wurde auch vor der
Entscheidung des BAG die einstweilige Verfügung nur dann zugelassen, wenn
die Wahl nichtig war;104 zum Teil wurde aber auch vertreten, dass ein Antrag
auf Korrektur des Verfahrens zulässig ist,105 wenn die Korrektur zeitlich noch
möglich ist, zB Zulassung einer zunächst abgelehnten Wählerliste.106 Dafür
spricht zwar eine gewisse Praktikabilität, auch im Eilverfahren Probleme zu
klären, jedoch geht in diesem Fall das einstweilige Verfahren über die nur zu-
kunftsgerichtete Wirkung des § 19 hinaus.

Gegenstandswerte, Kosten, Gebühren107

1. Wahlanfechtungsverfahren. Es ist einhellige Meinung, dass die Betriebsgrö-
ße (gemessen an der Anzahl der Arbeitnehmer) und die Anzahl der nach § 9
Satz 1 zu wählenden Betriebsratsmitglieder maßgeblich für die Berechnung des
Gegenstandswerts eines Wahlanfechtungsverfahrens nach § 19 sind. Seine Be-
gründung findet dies zu Recht darin, dass ein Wahlanfechtungsverfahren als
eine nichtvermögensrechtliche Streitigkeit für den Betrieb und die Betriebspar-
teien von großer Bedeutung ist, insbesondere für den Betriebsrat, dessen be-
triebsverfassungsrechtliche Legitimation durch ein solches Anfechtungsverfah-
ren in Frage gestellt wird. Zudem sind Wahlanfechtungsverfahren als Be-
schlussverfahren grds. umfangreich und komplex sowie mit einem gesteigerten
Arbeitsaufwand für die Beteiligten und die Rechtsanwälte verbunden.108

Die herrschende Meinung geht bei der Berechnung des Gegenstandswerts von
einem Sockelbetrag aus, der gemäß der Staffelung des § 9 Satz 1 entsprechend
der Anzahl der zu wählenden Betriebsräte erhöht wird. Unterschiede bestehen
hingegen in der Berechnung des Grund- bzw Sockelbetrags und der Erhö-
hungsbeträge.109 Ausgehend von einem Betriebsrat, der aus einer Person be-
steht, legt das BAG den Sockelbetrag mit dem doppelten Hilfswert des § 23
Abs. 3 Satz 2 Hs 2 RVG fest, um ihn sodann mit wachsender Betriebsratsgröße
mit einem halben Hilfswert für jede Staffelung des § 9 Satz 1 zu erhöhen.110

VII.

103 LAG Köln 8.4.2014 – 7 TaBV 101/14, BB 2014, 3059; LAG Hamm 4.4.2014 – 13
TaBVGa 8/14; LAG Hamm 16.5.2014 – 7 TaBVGa 17/14; BAG 27.7.2011 – 7 ABR
61/10 – NZA 2012, 345; folgend LAH Hamm 2.5.2013 – 13 TaBVGa 3/13; LAG Ham-
burg 6.5.1996 – 4 TaBV 3/96 – NZA-RR 1997, 136, 138; LAG Baden-Württemberg
16.9.1996 – 15 TaBV 10/96 – NZA-RR 1997, 141. 104 ArbG Würzburg 14.5.2002 – 3
BVGa 11/02 – ArbuR 2002 358; LAG Hessen 28.1.2002 – 9 TaBV Ga 6/02 – n.v.; LAG
Köln 29.3.2001 – 5 TaBV 22/01 – AiB 2001, 602. 105 LAG Baden-Württemberg
6.3.2006 – 13 TaBV 4/06 – ArbuR 2006, 213: ArbG Berlin 27.3.2006 – 75 BVGa
5915/06 – AE 2007, 79; Veit/Wichert DB 2006, 390. 106 Bram FA 2006, 66. 107 Wegen
der außergerichtlich und im arbeitsgerichtlichen Beschlussverfahren entstehenden Rechts-
anwaltsgebühren und der diesbezüglich jeweils anzusetzenden Gegenstandswerte sowie des
SWK ArbG vgl Gebühren- und Kostenrecht im Anhang. 108 TZA/Paschke 1 B Rn 84 f.
109 TZA/Paschke 1 B Rn 85; Meier/Oberthür Rn 294. 110 BAG 17.10.2001 – 7 ABR
42/99, BeckRS 2001, 16012.
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Dieser Rechtsprechung haben sich zwischenzeitlich zahlreiche Landesarbeits-
gerichte angeschlossen,111 andere hingegen nicht.112

2. Wahlnichtigkeitsverfahren. Das BAG hat in seiner Entscheidung vom
17.10.2001113 nicht nur den Gegenstandswert eines Wahlanfechtungsverfah-
rens nach § 19 bestimmt, sondern auch den eines Wahlnichtigkeitsverfahrens.
Unter Berücksichtigung dessen, dass einem Wahlnichtigkeitsverfahren wegen
seiner Wirkung für die Vergangenheit eine noch höhere Bedeutung zukomme
als einem Wahlanfechtungsverfahren, geht das BAG hinsichtlich des Sockelbe-
trages von einem dreifachen Hilfswert nach § 23 Abs. 3 Satz 2 Hs 2 RVG aus,
also von 15.000 EUR; sodann ist er mit wachsender Betriebsratsgröße mit
einem halben Hilfswert nach § 23 Abs. 3 Satz 2 Hs 2 RVG für jede Staffel des
§ 9 Satz 1 zu erhöhen. Einige Landesarbeitsgerichte haben sich dieser Sichtwei-
se angeschlossen.114

Ist Gegenstand eines Beschlussverfahrens ein Abbruch einer Betriebsratswahl,
so wird der Gegenstandswert nach den Grundsätzen eines Wahlnichtigkeitsver-
fahrens bestimmt. Dies gilt auch im Falle eines einstweiligen Verfügungsver-
fahrens, da dieses nicht nur vorläufigen Charakter hat, sondern idR auch zu
einer vollständigen Befriedigung führt.115

3. Streitwertkatalog der Arbeitsgerichtsbarkeit. Was den Gegenstandswert für
ein Wahlanfechtungsverfahren gem. SWK ArbG (→ Gebühren- und Kosten-
recht Rn 42) anbelangt, so folgt der SWK ArbG in II. Nr. 2.3 der Rechtspre-
chung des BAG.116 Ausgehend von einem Sockelbetrag iHd doppelten Hilfs-
werts nach § 23 Abs. 3 Satz 2 RVG soll dieser nach der Staffelung gem. § 9
Satz 1 mit jeweils einem halben Hilfswert je Staffelung gesteigert werden.
Nach SWK ArbG II. Nr. 12 iVm II. Nr. 2.3 soll auch der Gegenstandswert ei-
nes Wahlnichtigkeitsverfahrens wie der eines Wahlanfechtungsverfahrens anzu-
setzen sein, also ebenfalls mit einem Sockelbetrag iHd doppelten Hilfswerts
nach § 23 Abs. 3 Satz 2 Hs 2 RVG, der nach der Staffelung gem. § 9 Satz 1 mit

111 LAG Köln 14.10.2010 – 7 Ta 249/10, BeckRS 2010, 74653; 2.8.2012 – 7 Ta 216/12,
BeckRS 2013, 71700; LAG Bremen 16.12.2007 – 3 Ta 4/07, NZA 2007, 1389; LAG
Hamburg 9.10.2003 – 4 Ta 12/03, BeckRS 2003, 30920243; LAG Düsseldorf 25.2.2004
– 17 Ta 65/04, BeckRS 2008, 53005; LAG Hamm 2.7.2012 – 13 Ta 234/12, BeckRS
2012, 71545; 11.2.2015 – 13 Ta 728/14, BeckRS 205, 66385; LAG Rheinland-Pfalz
25.1.2013 – 10 Ta 1/13, BeckRS 2013, 66635. 112 ZB: LAG Berlin-Brandenburg
23.4.2010 – 17 Ta (Kost) 6031/10, NZA-RR 2010, 491: Sockelbetrag iHd dreifachen
Hilfswerts nach § 23 Abs. 3 Satz 2 Hs 2 RVG zzgl des einfachen Hilfswerts nach § 23
Abs. 3 Satz 2 Hs 2 RVG für jede Staffelung des § 9 Satz 1; LAG Schleswig-Holstein
9.7.2003 – 3 Ta 215/02, NZA-RR 2004, 212: Sockelbetrag iHd Hilfswerts nach § 23
Abs. 3 Satz 2 Hs 2 RVG zzgl 25% des einfachen Hilfswerts nach § 23 Abs. 3 Satz 2 Hs 2
RVG für jede Staffelung des § 9 Satz 1; LAG Baden-Württemberg 27.11.2011 – 5 Ta
215/11, BeckRS 2013, 74682; 24.11.2009 – 5 Ta 124/09, BeckRS 2010, 73009: Sockelbe-
trag iHd 1,5-fachen Hilfswerts nach § 23 Abs. 3 Satz 2 Hs 2 RVG zzgl des einfachen Hilfs-
werts nach § 23 Abs. 3 Satz 2 Hs 2 RVG für jede Staffelung des § 9 Satz 1; LAG Sachsen
25.9.2007 – 4 Ta 174/07 (5), AE 2007, 370 und 24.1.2007 – 4 Ta 269/06 (8), LAGE § 23
RVG Nr. 8 a; LAG München 13.9.2007 – 6 Ta 376/06, BeckRS 2009, 61611: Sockelbetrag
iHd 1,5-fachen Hilfswerts nach § 23 Abs. 3 Satz 2 Hs 2 RVG zzgl 25% des einfachen
Hilfswerts nach § 23 Abs. 3 Satz 2 Hs 2 RVG für jede Staffelung des § 9 Satz 1. 113 BAG
17.10.2001 – 7 ABR 42/99, BeckRS 2001, 16012. 114 LAG Bremen 16.2.2007 – 3 Ta
4/07, NZA 2007, 1389; LAG Hamburg 7.1.2009 – 4 Ta 22/08, BeckRS 2009, 66660;
LAG Rheinland-Pfalz 2.5.2007 – 1 Ta 117/07, NZA-RR 2007, 379. 115 LAG Hamm
25.6.2010 – 10 Ta 243/10, BeckRS 2010, 71917; TZA/Paschke 1 B Rn 101 f. 116 BAG
17.10.2001 – 7 ABR 42/99, BeckRS 2001, 16012; Schäder/Weber II. 2.3 Rn 460 ff.
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Die Hinzuziehung von Gewerkschaftsbeauftragten kann in entsprechender An-
wendung des § 31 auch durch Mehrheitsbeschluss des jeweiligen Ausschusses
geschehen oder auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Ausschusses.29

Nicht erforderlich ist dabei, dass die Gewerkschaft durch ein Mitglied in dem
Ausschuss vertreten ist; dies muss lediglich im Betriebsrat der Fall sein.30

Streitigkeiten
Streitigkeiten über die Teilnahme von Gewerkschaftsbeauftragten an den Sit-
zungen des Betriebsrats oder eines Ausschusses entscheidet das Arbeitsgericht
im Beschlussverfahren (§§ 2 a Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, 80 ff ArbGG). Antragsbe-
fugt ist die betreffende Gewerkschaft, sofern ihr Zutrittsrecht streitig ist.31 Der
Erlass einer einstweiligen Verfügung ist zulässig.32

Teilnahme der Schwerbehindertenvertretung
Die Schwerbehindertenvertretung (§ 177 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch) kann an allen Sitzungen des Betriebsrats beratend teilnehmen.

Zusammenarbeitsverpflich-
tung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

I.
1

Schwerbehindertenrechtliche
Aufgaben des Betriebsrats . . . . . .

II.
2

Parallelzuständigkeit. . . . . . . .1. 2
Eingliederungsaufgabe. . . . . .2. 3

Eingliederung in den
Betrieb. . . . . . . . . . . . . . . . . . .

a)
3

Beteiligung an der Stel-
lenbesetzung . . . . . . . . . . . .

b)
4

Zustimmungsverweige-
rung bei gesetzwidriger
Stellenbesetzung. . . . . . . . .

c)

5
Verwaltungshilfe . . . . . . . . . . . .3. 6
Überwachungsaufgabe. . . . . .4. 7

Aufgaben der Schwerbehinder-
tenvertretung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

III.
10

Eigenständige Betriebsver-
tretung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

1.
10

Ein-Personen-Vertretung. . . .2. 12
Aufgabenstellung . . . . . . . . . . .3. 13

Allgemein . . . . . . . . . . . . . . .a) 13
Überwachung . . . . . . . . . . .b) 14
Antragsbefugnis. . . . . . . . .c) 19
Unterstützung . . . . . . . . . . .d) 20
Anregungen und
Beschwerden . . . . . . . . . . . .

e)
21

Sprechstunden. . . . . . . . . . .f) 22
Schwerbehindertenver-
sammlungen. . . . . . . . . . . . .

g)
23

Rechte der Schwerbehinderten-
vertretung gegenüber dem
Arbeitgeber. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

IV.

24
Allgemeine Unterrichtungs-
und Anhörungspflicht . . . . . .

1.
24

Aussetzung und Rechts-
durchsetzung bei unterlasse-
ner Beteiligung . . . . . . . . . . . . . .

2.

26
Beteiligung an der Beset-
zung von Arbeitsplätzen . . . .

3.
27

Hinzuziehung bei Bewer-
bungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

4.
28

Beteiligung an der Gestal-
tung von Stellenausschrei-
bungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

5.

29
Recht auf Verhandlung über
Inklusionsvereinbarungen . .

6.
31

Beteiligung der SBV vor
Ausspruch der Kündi-
gung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

7.

34
Anhörung vor Stellung des
Zustimmungsantrags . . . . . . .

8.
36

VI.

§ 32

29 Fitting § 31 Rn 27; Richardi BetrVG/Thüsing § 31 Rn 26; GK-BetrVG/Raab § 31 Rn 4;
DKKW-Wedde § 31 Rn 20. 30 Richardi BetrVG/Thüsing § 31 Rn 27. 31 BAG 18.11.1980
– 1 ABR 31/78 – AP Nr. 2 zu § 108 BetrVG 1972; Richardi BetrVG/Thüsing § 31 Rn 29;
Fitting § 31 Rn 29; DKKW-Wedde § 31 Rn 21; s.a. Wlotzke/Preis/Kreft-Kreft § 31 Rn 13.
32 Fitting § 31 Rn 29; DKKW-Wedde § 31 Rn 21.
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Beteiligung an der allgemei-
nen Kündigungspräven-
tion. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

9.

37
Beteiligung am betrieblichen
Eingliederungsmanagement
(BEM) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

10.

41
Teilnahme an der Willensbil-
dung des Betriebsrats . . . . . . . . . . .

V.
45

Angewiesensein auf
Beschlüsse des Betriebs-
rats . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

1.

45
Notwendige Zustimmung
zur Inklusionsvereinba-
rung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

2.

46
Recht auf Sitzungsteilnahme
und Mitberatung. . . . . . . . . . . .

3.
47

Sitzungen des Betriebs-
rats und seiner Aus-
schüsse . . . . . . . . . . . . . . . . . .

a)

47
Sitzungen des Arbeits-
schutzausschusses . . . . . . .

b)
51

Besprechungen von
Arbeitgeber und
Betriebsrat. . . . . . . . . . . . . . .

c)

52

Ladung durch den
Betriebsratsvorsitzen-
den . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

d)

54
Beratungsrecht . . . . . . . . . .e) 56

Wahrnehmung der Rechte
durch die Gemeinsame
Schwerbehindertenvertre-
tung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

4.

58
Wahrnehmung der Rechte
durch die Gesamtschwerbe-
hindertenvertretung. . . . . . . . .

5.

59
Verfahrenshinweise. . . . . . . . . . . . . .VI. 60

Ladung zu gemeinsamen
Ausschüssen und zum
Arbeitssicherheitsaus-
schuss . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

1.

60
Tagesordnung für die
Ladung zur Betriebsratssit-
zung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

2.

61
Gegenstandswerte, Kosten
Gebühren. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

VII.
62

Zusammenarbeitsverpflichtung
Der Klammerzusatz im Normtext verweist auf die ab 1.1.2018 anzuwendende
Neufassung des SGB IX. Er beruht auf Art. 19 Abs. 5 Nr. 1 BTHG.1 Betriebsrat
und Schwerbehindertenvertretung sind nach § 182 Abs. 1 SGB IX (§ 99 Abs. 1
SGB IX aF) verpflichtet, zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Ar-
beitsleben „eng“ zusammenzuarbeiten. Diese Verpflichtung zur Zusammenar-
beit ist erforderlich, weil Betriebsrat und Schwerbehindertenvertretung zwei
nach Aufgabenstellung, Repräsentation, Wahl und Organisation eigenständige
Beschäftigtenvertretungen im Betrieb bilden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass
anders als der Betriebsrat, die Schwerbehindertenvertretung nach § 177 Abs. 2
SGB IX (§ 94 Abs. 2 SGB IX aF) alle im Betrieb Beschäftigten einschließlich
der leitenden Angestellten vertritt,2 sofern diese schwerbehindert oder gleich-
gestellt sind (→ Rn 10). Insoweit ergibt sich für die Schwerbehindertenvertre-
tung auch eine Berührung zum Vertretungsanspruch des Sprecherausschusses.
Insoweit fehlt allerdings eine ausdrücklich gesetzlich normierte Zusammenar-
beitsverpflichtung.

Schwerbehindertenrechtliche Aufgaben des Betriebsrats
1. Parallelzuständigkeit. BetrVG und SGB IX sehen keine starre Aufgaben-
trennung zwischen Betriebsrat und Schwerbehindertenvertretung vor. Sie ge-
hen von einer Überschneidung der Aufgaben (Parallelzuständigkeit) aus. Diese
umfasst: Eingliederung der schwerbehinderten Menschen (§ 80 Abs. 1 Nr. 4

I.

II.

1 Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderun-
gen (Bundesteilhabegesetz – BTHG) vom 23.12.2016, BGBl. I, 3234. 2 LPK-SGB IX/
Düwell § 94 Rn 5.
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BetrVG, § 176 Satz 1 SGB IX), Beratung bei der Besetzung des angemessenen
Anteils von Ausbildungsstellen mit schwerbehinderten Menschen (§ 155 Abs. 2
SGB IX), Entgegennahme der Kopie der Ausgleichsabgabenanzeige und des
Verzeichnisses der schwerbehinderten Beschäftigten (§ 163 Abs. 2 Satz 3
SGB IX), Entgegennahme der Unterrichtung über Bewerbungen schwerbehin-
derter Menschen (§ 164 Abs. 1 Satz 4 SGB IX), Abschluss einer Inklusionsver-
einbarung (§ 166 SGB IX), Mitwirkung an dem Präventionsverfahren und an
dem betrieblichen Eingliederungsmanagement (§ 167 Abs. 1 und Abs. 2
SGB IX) und Überwachung der Einhaltung der Arbeitgeberpflichten aus dem
SGB IX (§ 176 Satz 2 SGB IX). Die Doppelung bewirkt eine Auffangzuständig-
keit des Betriebsrats, solange keine Schwerbehindertenvertretung besteht. Die
alleinige Wahrnehmung der Zuständigkeit durch den Betriebsrat soll jedoch
kein Dauerzustand sein. Deshalb hat der Betriebsrat nach § 176 Abs. 2 SGB IX
(§ 93 Satz 2 SGB IX aF) auf die Wahl der Schwerbehindertenvertretung hinzu-
wirken. Deren Bestehen sieht das Gesetz aus drei Gründen als erforderlich an:
1. Die Schwerbehindertenvertretung ist nicht nur für schwerbehinderte Ar-

beitnehmer iSv § 5 BetrVG zuständig, sondern vertritt auch schwerbehin-
derte leitende Angestellte und andere Beschäftigte, die nicht zur Belegschaft
gehören (→ Rn 10).

2. Die Schwerbehindertenvertretung hat eine Allzuständigkeit für die Angele-
genheiten der schwerbehinderten Beschäftigten. Deshalb ist sie an allen
Angelegenheiten, die schwerbehinderte Beschäftigte als Einzelne oder als
Gruppe berühren, zu unterrichten (→ § Rn 24).

3. Die Schwerbehindertenvertretung ist anders als der Betriebsrat nicht nur
eine Interessenvertretung gegenüber dem Arbeitgeber, sondern hat den
schwerbehinderten Beschäftigten zur Ermöglichung der durch die Behinde-
rung beeinträchtigten Teilhabechancen auch Beistand und Unterstützung
zu leisten (§ 178 Abs. 1 Satz 1 bis 3). Diese Aufgabe ist nicht nur gegen-
über dem Arbeitgeber wahrzunehmen, sondern betrifft auch das Verhältnis
zu Behörden und Rehabilitationsträgern (→ Rn 13 ff).

Wenn eine Schwerbehindertenvertretung gewählt ist, wird der Betriebsrat nicht
aus seiner Mitverantwortung für die schwerbehinderten Beschäftigten entlas-
sen. Er bleibt schon deswegen mitzuständig, weil nach der Betriebsverfassung
der Betriebsrat der alleinige Rechtsträger für das Mitbestimmungsrecht ist, das
im Interesse aller Arbeitnehmer wahrzunehmen ist, also auch derer, die
schwerbehindert oder diesen gleichgestellt sind.

2. Eingliederungsaufgabe. a) Eingliederung in den Betrieb. Es gehört nach
§ 176 Satz 1 SGB IX (§ 93 Satz 1 SGB IX aF) zu den Aufgaben des Betriebsrats,
die Eingliederung schwerbehinderter Menschen in den Betrieb zu fördern. Das
betrifft nicht nur die schwerbehinderten Menschen, die schon im Betrieb be-
schäftigt werden, sondern auch die Menschen, die der Arbeitgeber erst noch in
den Betrieb eingliedern soll. Diese Erweiterung der zu vertretenden Interessen
auch auf Außenstehende, die noch nicht dem Betrieb angehören, ist dem Wort-
laut von § 80 Abs. 1 Nr. 4 BetrVG zu entnehmen. Er unterscheidet zwischen
der Eingliederungsaufgabe nach § 80 Abs. 1 Nr. 4 und der nach Nr. 7 BetrVG
deutlich. Während in Nr. 7 sich die Eingliederungsförderung nur auf die schon
„im Betrieb“ befindlichen älteren und ausländischen Arbeitnehmer bezieht, er-
fasst § 80 Abs. 1 Nr. 4 BetrVG ebenso wie § 186 Satz 1 SGB IX (§ 93 Satz 1
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SGB IX aF) auch das Ziel der Eingliederung in den Betrieb. Das ist darauf zu-
rückzuführen, dass das SGB IX wie schon das von ihm abgelöste SchwbG
mehr ist als ein arbeitsrechtliches Bestandsschutzgesetz. Es soll die Arbeitslo-
sigkeit schwerbehinderter Menschen bekämpfen und deren Teilhabe am Ar-
beitsleben insbesondere durch eine unter Bußgeldandrohung stehende Min-
destbeschäftigungspflicht, §§ 154, 238 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX (§§ 71, 156 Abs. 1
Nr. 1 SGB IX aF), und durch das System der Ausgleichsabgabe für nicht be-
setzte Pflichtplätze, § 160 SGB IX (§ 77 SGB IX aF), erhöhen. Neu hinzuge-
kommen ist durch das BTHG die Aufgabe der Inklusion, dh. die gleichberech-
tigte Teilhabe der schwerbehinderten Menschen am Arbeitsleben sicherzustel-
len. Das ist in § 166 Abs. 2 Satz 2 SGB IX (§ 83 Abs. 2 Satz 2 SGB IX aF) als
Ziel vorgegeben. Der Betriebsrat wirkt an der Erreichung dieses im Allgemein-
interesse liegenden Ziels mit. Art. 18 BTHG hat deswegen den Aufgabenkata-
log des Betriebsrats in § 80 Abs. 1 Nr. 4 BetrVG erweitert. Der Betriebsrat hat
danach nicht nur die Eingliederung schwerbehinderter Menschen zu fördern,
sondern sich auch um den Abschluss von Inklusionsvereinbarungen (→ § 32
Rn 46) zu bemühen.

b) Beteiligung an der Stellenbesetzung. Die Schwerbehindertenvertretung ist
vom Arbeitgeber an der Prüfung zu beteiligen, ob freie Arbeitsplätze mit
schwerbehinderten Menschen, insbesondere mit bei der Arbeitsagentur arbeits-
los oder arbeitsuchend gemeldeten, besetzt werden können, § 164 Abs. 1
Satz 1 und 6 SGB IX (§ 81 Abs. 1 Satz 1 und 6 SGB IX aF). Das Wort „insbe-
sondere“ zeigt an, dass diese gemeinsame Prüfung von Arbeitgeber und SBV
nicht auf externe Bewerber beschränkt ist, sondern auch interne Interessenten
einzubeziehen hat. Zu dem Ergebnis dieser Prüfung ist der Betriebsrat anzuhö-
ren, § 164 Abs. 1 Satz 6 Hs 2 SGB IX (§ 81 Abs. 1 Satz 6 Hs 2 SGB IX aF).
Diese Anhörungspflicht wird nicht durch die Unterrichtung über den Stellen-
bewerber und den Antrag auf Zustimmung zur Einstellung nach § 99 Abs. 1
BetrVG verdrängt.3 Auch wenn diese Bestimmung bisher kaum in der betrieb-
lichen Praxis angewendet wird, so ist sie nicht obsolet. Ferner ist nach § 155
Abs. 2 Satz 2 SGB IX (§ 72 Abs. 2 Satz 2 SGB IX aF) der Arbeitgeber verpflich-
tet, sich mit dem Betriebsrat und der Schwerbehindertenvertretung anlässlich
der Personalplanung über den angemessenen Anteil der für behinderte Auszu-
bildende vorzusehenden Ausbildungsstellen zu beraten. Schließlich ist der Be-
triebsrat nach § 17 Abs. 1 AGG „aufgefordert“, allen Diskriminierungen we-
gen einer Behinderung bei der Einstellung und Beförderung entgegenzutreten.

c) Zustimmungsverweigerung bei gesetzwidriger Stellenbesetzung. Der Be-
triebsrat kann, wenn der Arbeitgeber das in § 163 Abs. 1 SGB IX (§ 81 Abs. 1
SGB IX aF) geregelte Stellenprüfungs- und Auswahlverfahren zulasten des
schwerbehinderten Bewerbers gesetzwidrig nicht oder fehlerhaft durchführt,
seine nach § 99 Abs. 1 BetrVG erforderliche Zustimmung zur Einstellung des

3 Düwell in Deinert/Neumann, Handbuch SGB IX, 2. Aufl. 2009, § 20 Rn 182.
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nicht schwerbehinderten Bewerbers verweigern.4 Dieses Zustimmungsverwei-
gerungsrecht ist zumeist ein stumpfes Schwert, weil es nur blockieren kann. Ef-
fektiver kann das Erörterungsrecht aus § 163 Abs. 1 Satz 7–10 SGB IX (§ 81
Abs. 1 Satz 7–10 SGB IX aF) sein: Solange der Arbeitgeber die Beschäftigungs-
pflicht nicht erfüllt hat, kann der Betriebsrat nämlich verlangen, dass im Bei-
sein des schwerbehinderten Bewerbers ein Erörterungsgespräch geführt wird,
in dem der Arbeitgeber seine wirklichen Ablehnungsgründe offenlegen muss.
Ergeben sich im Erörterungsgespräch objektive Anhalte für eine Diskriminie-
rung, so kann der benachteiligte schwerbehinderte Bewerber einen Schadener-
satz und Entschädigungsanspruch nach § 184 Abs. 2 Satz 1 SGB IX (§ 81
Abs. 2 Satz 2 SGB IX aF) iVm § 15 Abs. 1 oder 2 AGG geltend machen.

3. Verwaltungshilfe. Der Betriebsrat und Schwerbehindertenvertretung (SBV)
sollen wie Verwaltungshelfer die den Teil 2 des SGB IX ausführenden Behör-
den (Bundesagentur für Arbeit) BA und Integrationsamt (IA) unterstützen. Da-
zu hat der Gesetzgeber sie in § 182 Abs. 2 Satz 1 SGB IX (§ 99 Abs. 2 Satz 1
SGB IX aF) verpflichtet. Die Behörden sollen sich insbesondere die Kenntnisse
der betrieblichen Arbeitnehmervertretungen nutzbar machen können. Aller-
dings wird hinsichtlich des Grades der Zusammenarbeit differenziert. Die SBV
soll noch enger mit BA und IA als der Betriebsrat zusammenarbeiten; deshalb
sind die Vertrauenspersonen nach § 182 Abs. 2 Satz 2 SGB IX (§ 99 Abs. 2
Satz 2 SGB IX aF) zu „Verbindungspersonen“ zu BA und IA ernannt. Konkret
ist zur Erleichterung der Überprüfung der inhaltlichen Richtigkeit der jährli-
chen Meldungen der Arbeitgeber zur Beschäftigungspflicht und deren Selbst-
veranlagungen zur Ausgleichsabgabe in § 163 Abs. 2 Satz 3 SGB IX (§ 80
Abs. 2 Satz 3 SGB IX aF) geregelt, dass sämtliche der BA und dem Integrati-
onsamt anzuzeigenden Daten auch jeweils gesondert dem Betriebsrat und der
SBV zu übermitteln sind. Damit werden sie in die Lage versetzt zu überprüfen,
ob die in der Anzeige enthaltenen betrieblichen Verhältnisse korrekt wiederge-
geben sind oder ob auf Pflichtplätze etwa noch schwerbehinderte Menschen
angerechnet werden, die tatsächlich schon ausgeschieden sind („tote Seelen“).
Eine weitere Hilfe für die in § 185 SGB IX als Integrationsamt5 (IA) bezeichne-
te Verwaltungsbehörde leisten der Betriebsrat und SBV, wenn sie nach § 170
Abs. 2 SGB IX (§ 87 Abs. 2 SGB IX aF) im Verfahren über den Antrag des Ar-
beitgebers auf Zustimmung zur Kündigung auf Aufforderung des IA ihre Stel-
lungnahmen abgeben. So werden dem IA die persönlichen sowie betrieblichen
Verhältnisse aus der Sicht von Insidern zur Kenntnis gebracht. Gleiches ge-
schieht in dem Präventionsverfahren nach § 167 Abs. 1 SGB IX und dem be-
trieblichen Eingliederungsmanagement nach § 167 Abs. 2 SGB IX, in denen
unter Hinzuziehung des IA mit Betriebsrat und SBV erörtert werden soll, wie

4 So zur Meldung der Stellen zur Vermittlung an die Arbeitsagentur: BAG 14.11.1989 – 1
ABR 88/88 – BAGE 63, 226 = AP Nr. 77 zu § 99 BetrVG 1972 zustimmend: von Maydell,
Anm. zu EzA § 99 BetrVG 1972 Nr. 84; BAG 10.11.1992 – 1 ABR 21/92 – AP Nr. 100 zu
§ 99 BetrVG 1972; BAG 22.11.2005 – 1 ABR 49/84; BAG 17.6.2008 – 1 ABR 20/07 –
DB 2008, 2200, wonach allerdings das Zustimmungsverweigerungsrecht bei interner Be-
setzung entfallen soll; Einzelheiten und Kritik: Kreuder/Matthiessen-Kreuder → § 99 Rn
66. 5 Für Bayern ist im Gesetzentwurf der Staatsregierung für ein Bayerisches Teilhabege-
setz I LT-Drucks. 17/18388 v. 4.10.2017 vorgesehen, dass das Zentrum Bayern Familie
und Soziales die Aufgaben des Integrationsamts zukünftig als „Inklusionsamt“ wahrneh-
men soll, obwohl im BTHG-Gesetzgebungsverfahren eine Anregung des Bundesrats zur
Umbenennung des Integrationsamts abgelehnt worden ist.
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durch Beratungshilfen und mögliche finanzielle Leistungen des IA Schwierig-
keiten bei der Beschäftigung von schwerbehinderten Mensch überwunden wer-
den können.

4. Überwachungsaufgabe. § 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG definiert die allgemeine
Aufgabe, darüber zu wachen, dass die zugunsten der Arbeitnehmer geltenden
gesetzlichen und sonstigen Bestimmungen durchgeführt werden. In § 176
Satz 2 SGB IX hebt der Gesetzgeber die auf dem Gebiet des Schwerbehinder-
tenrechts zu überwachenden Arbeitgeberpflichten aus §§ 154, 155 und
§§ 164–167 SGB IX (§§ 71, 72 und 81 bis 84 SGB IX aF) wegen ihrer Wichtig-
keit besonders hervor. Damit entfällt nicht die Überwachungsaufgabe hinsicht-
lich der anderen Arbeitgeberpflichten aus dem SGB IX, die nicht hervorgeho-
ben worden sind. Insgesamt hat der Betriebsrat die Einhaltung der folgenden
schwerbehindertenrechtlichen Verpflichtungen des Arbeitgebers überwachen:
n Besetzung der Pflichtplätze zur Erfüllung der Beschäftigungspflicht, § 154

SGB IX (§ 71 SGB IX aF),
n Berücksichtigung eines angemessenen Anteils von Schwerstbehinderten bei

der Besetzung der Pflichtplätze, § 155 Abs. 1 SGB IX (§ 72 Abs. 1 SGB IX
aF),

n Berücksichtigung eines angemessenen Anteils von Schwerbehinderten bei
der Besetzung von Ausbildungsplätzen, § 155 Abs. 2 SGB IX (§ 72 Abs. 2
SGB IX aF),

n laufendes Führen von Verzeichnissen der beschäftigten schwerbehinderten
und ihnen gleichgestellten Menschen für jeden einzelnen Betrieb, § 163
Abs. 1 Satz 1 SGB IX (§ 80 Abs. 1 Satz 1 SGB IX aF),

n Übermittlung von Kopien der vom Arbeitgeber jährlich der Arbeitsagentur
zu erstattenden Anzeige über die Ausgleichsabgabe und Schwerbehinder-
tenbeschäftigung sowie der Kopien der betrieblichen Verzeichnisse der be-
schäftigten Schwerbehinderten an die Schwerbehindertenvertretung und an
den Betriebsrat, § 163 Abs. 2 Satz 3 SGB IX (§ 80 Abs. 2 Satz 3 SGB IX aF),

n rechtzeitige Benennung der Vertrauenspersonen und Inklusionsbeauftrag-
ten (bis 31.12.2017 galt die Bezeichnung: Arbeitgeberbeauftragter) durch
den Arbeitgeber bei der BA und IA, § 163 Abs. 8 SGB IX (§ 80 Abs. 8
SGB IX aF),

n ausreichende Prüfung, ob freie Stellen mit schwerbehinderten Menschen,
insbesondere bei der BA als arbeitslos oder arbeitsuchend gemeldeten, be-
setzt werden können, § 164 Abs. 1 Satz 1 SGB IX (§ 81 Abs. 1 Satz 1
SGB IX aF),

n ordnungsgemäße Einleitung des Auswahlverfahrens für die Stellenbeset-
zung, § 164 Abs. 1 Satz 1–4 SGB IX (§ 81 Abs. 1 Satz 2–4 SGB IX aF), ins-
besondere durch rechtzeitige Unterrichtung über eingegangene Bewerbun-
gen schwerbehinderter Menschen,

n ordnungsgemäße Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung am Aus-
wahlverfahren, § 164 Abs. 1 Satz 6–10 SGB IX (§ 81 Abs. 1 Satz 6–10
SGB IX aF), insbesondere durch Ermöglichung der Teilnahme der Schwer-
behindertenvertretung an den Vorstellungsgesprächen nach § 188 Abs. 2
Satz 4 SGB IX (§ 95 Abs. 2 Satz 4 SGB IX aF),

n Einhaltung des Benachteiligungsverbots, § 164 Abs. 2 Satz 1 SGB IX (§ 81
Abs. 2 Satz 1 SGB IX aF),
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n Ergreifen geeigneter Maßnahmen, damit die Pflichtplätze für schwerbehin-
derte Menschen besetzt werden können, § 164 Abs. 3 Satz 1 SGB IX (§ 81
Abs. 3 Satz 1 SGB IX aF),

n Erfüllung der Ansprüche auf behinderungsgerechte Beschäftigung, § 164
Abs. 4 SGB IX (§ 81 Abs. 4 SGB IX aF), insbesondere durch Änderung der
Arbeitsbedingungen oder Versetzung,

n auf Antrag der Schwerbehindertenvertretung Aufnahme der Verhandlun-
gen mit dem ernstlichen Willen zum Abschluss von Inklusionsvereinbarun-
gen (früher: Integrationsvereinbarungen nach § 83 SGB IX aF) zwischen
Arbeitgeber und Arbeitgeberbeauftragten einerseits und Betriebsrat und
Schwerbehindertenvertretung andererseits sowie spätere Durchführung der
abgeschlossenen Vereinbarungen, § 166 SGB IX,

n Einschalten der Schwerbehindertenvertretung, des IA und des Betriebsrats
beim Eintreten von Schwierigkeiten im Arbeitsverhältnis, sogenanntes Prä-
ventionsverfahren nach § 167 Abs. 1 SGB IX (§ 84 Abs. 1 SGB IX aF) und

n Anbieten und Durchführen eines betrieblichen Eingliederungsmanagements
(BEM) unter Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung und unter Hin-
zuziehung des IA, § 167 Abs. 2 SGB IX (§ 84 Abs. 2 SGB IX aF).

Im Rahmen der Überwachungsaufgabe nach § 176 Abs. 1 Satz 1 SGB IX (§ 93
Satz 2 SGB IX aF) wird zu wenig von Betriebsräten überprüft, ob ihr Arbeitge-
ber ausreichend seiner Pflicht aus § 164 Abs. 3 Satz 1 SGB IX (§ 81 Abs. 3
Satz 1 SGB IX aF) nachkommt. Wer als Arbeitgeber Schwerbehinderte auf we-
niger als 5 % der Arbeitsplätze beschäftigt, muss durch geeignete betriebliche
Maßnahmen die Voraussetzungen für die volle Erfüllung der Beschäftigungs-
pflicht schaffen. Der Arbeitgeber ist gehalten, die Arbeitsorganisation seines
Betriebes so zu regeln, dass die vorhandenen Beschäftigungsmöglichkeiten für
die Einstellung schwerbehinderter Menschen ausgeschöpft werden. Dazu ge-
hört insbesondere, den Zuschnitt der Arbeitsplätze entsprechend der Eignung
und Befähigung der bei der Arbeitsagentur als arbeitsuchend gemeldeten
schwerbehinderten Menschen auszurichten.6 Nach § 164 Abs. 3 Satz 2 SGB IX
(§ 81 Abs. 3 Satz 2 SGB IX aF) wird der Arbeitgeber erst von dieser Pflicht frei,
wenn es ihm unzumutbar wäre, insbesondere weil er wirtschaftlich überfordert
würde. Das Gesetz schränkt insoweit die unternehmerische Organisationsfrei-
heit zugunsten der Schwerbehindertenbeschäftigung ein. Um diese Vorschrift
wirksamer zu machen, ist in Art. 18 BTHG die Pflicht des Arbeitgebers zur
Personalplanung ausgeweitet worden. § 92 Abs. 3 Satz 2 BetrVG ist ergänzt
worden. Danach ist der Arbeitgeber verpflichtet, Maßnahmen zur Erreichung
der Mindestbeschäftigungsquote zu planen und mit dem Betriebsrat zu beraten
(→ § 92 Rn  11).

Da es nach § 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG Amtspflicht des Betriebsrats ist, zu über-
wachen, dass die zugunsten der Arbeitnehmer geltenden Bestimmungen durch-
geführt werden, stellt die Vernachlässigung der in § 176 Satz 2 SGB IX (§ 93
Satz 2 SGB IX aF) aufgezählten Überwachungsaufgaben einen Verstoß dar. Be-
harrlich und damit „grob“ im Sinne von § 23 Abs. 1 BetrVG wird der Verstoß
dann, wenn trotz Aufforderung durch die Schwerbehindertenvertretung oder
betroffene Arbeitnehmer der Betriebsrat untätig bleibt. Dann können die untä-

6 LPK-SGB IX/Düwell § 81 Rn 174 f.
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tigen Betriebsratsmitglieder oder der gesamte Betriebsrat seines Amtes entho-
ben werden. Das geschieht auf Antrag des Arbeitgebers, einer im Betrieb ver-
tretenen Gewerkschaft oder eines Viertels der Belegschaft durch das Arbeitsge-
richt (→ § 23 Rn 23).

Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung
1. Eigenständige Betriebsvertretung. Die Schwerbehindertenvertretung (SBV)
ist eine Sondervertretung für die Gruppe von behinderten Beschäftigten, die
schwerbehindert oder diesen gleichgestellt sind. Sie wird nach § 177 Abs. 2
SGB IX (§ 94 Abs. 2 SGB IX aF) von allen schwerbehinderten und ihnen
gleichgestellten Beschäftigten in einem Betrieb der Privatwirtschaft oder in
einer Dienststelle des öffentlichen Dienstes gewählt. Soweit sie in einem Be-
trieb eines privaten Rechtsträgers (→ § 130 Rn 3) gewählt wird, ist ergänzend
zum Dritten Teil (bis 31.12.2017: Zweiten Teil) des SGB IX das BetrVG anzu-
wenden. Das folgt aus § 170 Abs. 1 Satz 2, § 189 Abs. 2 Satz 1 SGB IX (§ 87
Abs. 1 Satz 2, § 96 Abs. 2 Satz 1 SGB IX aF). Die betriebliche SBV ist kein Teil
des Betriebsrats. Das zeigt sich schon daran, dass sie gesondert gewählt wird.
Die regelmäßigen Wahlen finden nach § 177 Abs. 5 SGB IX (§ 94 Abs. 5
SGB IX aF) regelmäßig alle vier Jahre vom 1.10.–30.11. statt. 2018 ist Wahl-
jahr. Im Unterschied zur Wahl des Betriebsrats sind nach § 177 Abs. 2 SGB IX
(§ 94 Abs. 2 SGB IX aF) auch die Beschäftigten wahlberechtigt, die nach § 5
Abs. 2 und 3 BetrVG von der Zugehörigkeit zur betriebsverfassungsrechtlichen
Belegschaft ausgeschlossen sind. Voraussetzungen sind nur das Bestehen eines
Beschäftigungsverhältnisses und das Vorliegen einer Schwerbehinderung oder
einer Gleichstellung. Damit ist die SBV nicht nur die Vertretung der (auch)
vom Betriebsrat repräsentierten schwerbehinderten Belegschaftsangehörigen,
sondern sie repräsentiert zusätzlich Personen, die nicht zur Belegschaft des Be-
triebs gehören. Zu diesem Teil der Gruppe der schwerbehinderten Beschäftig-
ten gehören insbesondere:
n die Schwerbehinderten aus dem Kreis der leitenden Angestellten im Sinne

von § 5 Abs. 3 BetrVG;
n die dem Betrieb zur Verfügung gestellten, aber nicht in einem Arbeitsver-

hältnis, sondern in einem vereinsrechtlichen Mitgliedschaftsverhältnis ste-
henden schwerbehinderten Menschen, wie die dem Verein der DRK-
Schwesternschaft angehörenden Rote-Kreuz-Schwestern;7

n die in den Betriebsablauf eingegliederten schwerbehinderten Rehabilitan-
den der Werkstätten für Behinderte, die auf ausgelagerten Arbeitsplätzen
(sogenannte „Betriebsintegrierte Beschäftigung“)8 tätig sind;9

n die zur eigenen Ausbildung mit anerkanntem Abschluss in einem Betrieb
tätigen schwerbehinderten Rehabilitanden, die mit dem Betriebsinhaber
Rehabilitationsverträge abschließen.10

III.

7 Zu deren Status BAG 21.2.2017 – 1 ABR 62/12 – NZA 2017, 662; Mestwerdt jurisPR-
ArbR 23/2017 Anm. 2. 8 www.tinyurl.com/BT-WfbM-Uebergang (Aufruf 24.10.2017).
9 Wahlberechtigung bejahend: LAG München 28.5.2014 – 8 TaBV 34/12 – ZBVR online
2014, Nr. 12, 35; zustimmend Kothe, Diskussionsforum Reha- und Teilhaberecht, Forum
B, Beitrag Nr. 17/2014; Adlhoch Behindertenrecht 2017, 23, 64; kritisch: Sachadae
jurisPR-ArbR 43/2014 Anm. 3. 10 Wahlberechtigung bejahend: BAG 16.4.2003 – 7 ABR
27/02 – NZA 2003, 1105.
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Die Eigenständigkeit zeigt sich weiterhin darin, dass die Wahl der SBV nicht
vom Bestehen eines Betriebsrats abhängig ist. Insoweit unterscheidet sie sich
von der JAV, die als ein nicht selbstständiges Organ der Betriebsverfassung
dem Betriebsrat in den Angelegenheiten der Jugendlichen und Auszubildenden
zuarbeitet, ohne direkt in diesen Angelegenheiten gegenüber dem Arbeitgeber
tätig werden zu können (→ § 60 Rn 8). Demgegenüber hat die SBV die Befug-
nis zum eigenständigen Tätigwerden gegenüber dem Arbeitgeber. Das zeigt
eindrucksvoll die Unterrichtungs- und Anhörungspflicht in allen Angelegenhei-
ten der Gruppe oder einzelner Schwerbehinderter (§ 178 Abs. 2 Satz 1 SGB IX;
§ 95 Abs. 2 Satz 1 SGB IX aF). Sie geht weiter als die Unterrichtungs- und An-
hörungspflicht, die der Arbeitgeber gegenüber dem Betriebsrat zu erfüllen hat.
Aus all dem folgt: Der Betriebsrat ist weder der SBV übergeordnet noch ihr ge-
genüber weisungsbefugt.11

Da die Schwerbehindertenvertretung (SBV) eine rechtlich vom Betriebsrat un-
abhängige Sondervertretung aller im Betrieb beschäftigten schwerbehinderten
Menschen ist, kann sie auch dann weiter bestehen, wenn die Amtszeit des Be-
triebsrats endet und kein neuer Betriebsrat gewählt wird. Sie kann, ohne der
Zustimmung des Betriebsrats zu bedürfen, selbstständig ihre Rechte gerichtlich
gegen den Arbeitgeber geltend machen (§ 2 a Abs. 1 Nr. 3 a ArbGG). Sie kann
nach § 85 Abs. 1 ArbGG iVm § 890 Abs. 1 ZPO beantragen, den Arbeitgeber
mit einem Ordnungsgeld von bis zu 250.000 EUR anzuhalten, ihre Beteili-
gungsrechte zu beachten.12

Wenn es um kollektive Regelungen geht, ist die SBV auf die Unterstützung des
Betriebsrats angewiesen. Sie hat weder Mitbestimmungsrechte noch die Befug-
nis, für die Gruppe der schwerbehinderten Menschen unmittelbar wirkende
kollektive Regelungen zu vereinbaren. Dazu bedarf es einer Betriebsvereinba-
rung. Diese ist nach § 77 Abs. 2 BetrVG vom Betriebsrat mit dem Arbeitgeber
zu beschließen und schriftlich niederzulegen. Mit dem Gesetz zur Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter vom 29.9.200013 ist die Stellung der
SBV aufgewertet worden. Seitdem wird die SBV an dem Abschluss einer be-
sonderen kollektiven Vereinbarung beteiligt, mit der die Eingliederung schwer-
behinderter Menschen geregelt werden soll. Nach § 166 SGB IX haben dazu
die Arbeitgeber die Pflicht, auf Antrag der Schwerbehindertenvertretung unter
Beteiligung des Betriebsrats über den Abschluss einer Inklusionsvereinbarung
(bis 29.12.2016 galt die Bezeichnung Integrationsvereinbarung) zu verhandeln.
Da die SBV nach § 179 Abs. 8 Satz 1–3 SGB IX (§ 96 Abs. 8 Satz 1 SGB IX aF)
den Anspruch gegen den Arbeitgeber hat, von erforderlichen Kosten freige-
stellt zu werden, ist sie insoweit vermögens- und rechtsfähig.14

2. Ein-Personen-Vertretung. Die Schwerbehindertenvertretung ist im Unter-
schied zum Betriebsrat stets nur eine Ein-Personen-Vertretung. Die gewählten
Vertrauenspersonen (§ 177 Abs. 1 Satz 1 SGB IX; § 94 Abs. 1 Satz 1 SGB IX
aF) nehmen das Amt der Schwerbehindertenvertretung auch dann in eigener
Verantwortung wahr, wenn sie nach § 178 Abs. 1 Satz 4 und 5 SGB IX (§ 95

11 Allgemeine Ansicht: DKKW-Wedde § 32 Rn 2; Richardi/Thüsing § 32 Rn 12; ErfK/Koch
§ 32 Rn 1; Raab in GK-BetrVG § 32 Rn 10. 12 Vgl Gegenäußerung der Bundesregierung
zur Prüfbitte des Bundesrats, BT-Drucks. 18/9954, 120. 13 BGBl. I, 1394. 14 Vgl zur
Teilrechtsfähigkeit des Betriebsrats BGH 29.1.2001 – II ZR 331/00 – DB 2001, 423, wei-
tere Einzelheiten → Einl. Rn 120 ff.
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Eine Stimmenthaltung im Wahlvorstand ist grundsätzlich zulässig, wirkt sich
jedoch im Rahmen der Abstimmung wie eine Ablehnung aus, weil ein Be-
schluss der positiven Zustimmung der Mehrheit der Wahlvorstandsmitglieder
bedarf.13 Soweit es bei der Abstimmung zu einer Stimmengleichheit kommt
(insbesondere bei Abwesenheit oder Enthaltung eines der Mitglieder bei gleich-
zeitiger divergierender Abstimmung der beiden übrigen Mitglieder), ist zu der
betreffenden Frage keine Entscheidung getroffen.14

Geschäftsordnung
Einzelheiten zu den Sitzungen können auch in einer Geschäftsordnung festge-
legt werden. Möglich sind etwa Festlegungen zur Einladung zu den Sitzungen
(zB Form, Frist für den Regelfall), zur Form der Beschlussfassung (zB offen
oder auf Antrag geheim), zu den Sitzungsniederschriften (zB fester oder routie-
render Schriftführer).15 Allerdings sind stets nur Ergänzungen, nicht jedoch
Abweichungen zu Abs. 3 (→ Rn 6 f) oder sonstige Vorgaben des BetrVG oder
der WO zulässig.16 Ebenso darf die Geschäftsordnung nicht dazu führen, dass
derartige Regelungen faktisch entwertet werden. Ferner ist es unzulässig, per
Geschäftsordnung eigentlich dem Wahlvorstand als Gremium zugewiesene
Aufgaben auf einzelne Mitglieder bzw den Vorsitzenden zu übertragen.17

Für eine Geschäftsordnung ist ein ordnungsgemäßer Mehrheitsbeschluss des
Wahlvorstands (→ Rn 6 f) nötig.18 Daneben verlangt Abs. 2 S. 1 explizit
Schriftform, so dass die Geschäftsordnung ausgefertigt und zumindest vom
Vorsitzenden als Vertreter des Wahlvorstands unterzeichnet werden muss. Der
Beschluss einer Geschäftsordnung ist für den Wahlvorstand jedoch nicht ver-
pflichtend, sondern nur optional.

Wahlhelfer
Zur Unterstützung des Wahlvorstands kann dieser Wahlhelfer bestellen. Diese
müssen nach § 7 BetrVG wahlberechtigt sein. Im Übrigen ist der Wahlvorstand
in seiner Auswahlentscheidung frei.19 Für die Bestellung ist ein Beschluss des
Wahlvorstands erforderlich. Wahlhelfer dürfen gemäß Abs. 2 S. 2 ausschließ-
lich zur Unterstützung bei der Durchführung der Stimmabgabe und bei der
Stimmenzählung herangezogen werden. Eine Mitwirkung bei sonstigen Aufga-
ben oder auch an Entscheidungen des Wahlvorstands ist unzulässig.20

Wählerliste
(1) 1Der Wahlvorstand hat für jede Betriebsratswahl eine Liste der Wahlbe-
rechtigten (Wählerliste), getrennt nach den Geschlechtern, aufzustellen. 2Die
Wahlberechtigten sollen mit Familienname, Vorname und Geburtsdatum in al-
phabetischer Reihenfolge aufgeführt werden. 3Die nach § 14 Abs. 2 Satz 1 des

IV.

V.

§ 2

13 Vgl Boemke, BR-Wahl, § 3 Rn 142; vgl auch LPK-SGB IX/Sachadae, 5. Aufl., SchwbV-
WO § 2 Rn 14. 14 LPK-SGB IX/Sachadae, 5. Aufl., SchwbVWO § 2 Rn 15. 15 Vgl
Boemke, BR-Wahl, § 6 Muster 4; Fitting WO § 1 Rn 3. 16 Fitting WO § 1 Rn 3. 17 Vgl
Richardi BetrVG/Forst WO § 1 Rn 9. 18 Boemke, BR-Wahl, § 3 Rn 130; Richardi BetrVG/
Forst WO § 1 Rn 9. 19 Richardi BetrVG/Forst § 1 WO Rn 10. 20 Richardi BetrVG/Forst
§ 1 WO Rn 11.
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Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes nicht passiv Wahlberechtigten sind in der
Wählerliste auszuweisen.
(2) 1Der Arbeitgeber hat dem Wahlvorstand alle für die Anfertigung der Wäh-
lerliste erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen
zur Verfügung zu stellen. 2Er hat den Wahlvorstand insbesondere bei Feststel-
lung der in § 5 Abs. 3 des Gesetzes genannten Personen zu unterstützen.
(3) 1Das aktive und passive Wahlrecht steht nur Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern zu, die in die Wählerliste eingetragen sind. 2Wahlberechtigten
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern im Sinne des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes steht nur das aktive Wahlrecht zu (§ 14 Abs. 2 Satz 1 des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes).
(4) 1Ein Abdruck der Wählerliste und ein Abdruck dieser Verordnung sind
vom Tage der Einleitung der Wahl (§ 3 Abs. 1) bis zum Abschluss der Stimm-
abgabe an geeigneter Stelle im Betrieb zur Einsichtnahme auszulegen. 2Der Ab-
druck der Wählerliste soll die Geburtsdaten der Wahlberechtigten nicht enthal-
ten. 3Ergänzend können der Abdruck der Wählerliste und die Verordnung mit-
tels der im Betrieb vorhandenen Informations- und Kommunikationstechnik
bekannt gemacht werden. 4Die Bekanntmachung ausschließlich in elektroni-
scher Form ist nur zulässig, wenn alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
von der Bekanntmachung Kenntnis erlangen können und Vorkehrungen ge-
troffen werden, dass Änderungen der Bekanntmachung nur vom Wahlvorstand
vorgenommen werden können.
(5) Der Wahlvorstand soll dafür sorgen, dass ausländische Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, vor Einlei-
tung der Betriebsratswahl über Wahlverfahren, Aufstellung der Wähler- und
Vorschlagslisten, Wahlvorgang und Stimmabgabe in geeigneter Weise unter-
richtet werden.

Allgemeines
Die Vorschrift betrifft vorwiegend die Aufstellung (Abs. 1), die Funktion
(Abs. 3) und die Auslegung bzw Bekanntmachung (Abs. 4) der Wählerliste so-
wie die Unterstützungspflichten des Arbeitgebers (Abs. 2). Daneben wird eine
Unterrichtung ausländischer Arbeitnehmer über die wesentlichen Punkte der
Wahl vorgeschrieben (Abs. 5).

Aufstellung und Funktion der Wählerliste
Nach Maßgabe des Abs. 1 S. 1 hat der Wahlvorstand eine Wählerliste aufzu-
stellen. Mit Blick auf § 18 Abs. 1 S. 1 BetrVG hat der Wahlvorstand unverzüg-
lich mit der Aufstellung zu beginnen.1 Wegen Abs. 4 S. 1 muss die Liste spätes-
tens bei Erlass des Wahlausschreibens fertiggestellt sein, damit deren Ausle-
gung möglich ist.2 Die Hauptfunktion der Liste der Wahlberechtigten kommt
in Abs. 3 S. 1 zum Ausdruck. Danach steht das aktive und das passive Wahl-
recht nur solchen Arbeitnehmern zu, die in die Wählerliste eingetragen sind.
Hierbei handelt es sich jedoch nach einhelliger Auffassung nur um eine formel-

I.

II.

1 Boemke, BR-Wahl, § 3 Rn 168. 2 Boemke, BR-Wahl, § 3 Rn 168.
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le Voraussetzung.3 Dh wer materiell nicht wahlberechtigt ist, darf selbst dann
nicht wählen, wenn er (versehentlich) in die Wählerliste eingetragen wurde.4

Zur Korrektur der Wählerliste → § 4 Rn 11 f.

Soweit man mit der hM5 davon ausgeht, dass die Wählerliste am Tag der
Stimmabgabe nicht mehr um weitere, objektiv Wahlberechtigte ergänzt wer-
den könnte (sog. Veränderungssperre – dazu → § 4 Rn 12), würde der Grund-
satz der Allgemeinheit der Wahl verletzt.6 Geht man hingegen – wie hier – da-
von aus, dass auch am Tag der Wahl keine Veränderungssperre (dazu → § 4
Rn 12) besteht, ist die Wählerliste lediglich als eine der Publizität der Wahl die-
nende Dokumentation der zur Vereinfachung vorgezogenen Prüfung des akti-
ven Wahlrechts anzusehen.7

Inhalt der Wählerliste
In der Wählerliste sollen gemäß Abs. 1 S. 2 die Wahlberechtigten in alphabeti-
scher Reihenfolge mit Familienname, Vorname und Geburtsdatum aufgeführt
werden. Durch die Ausgestaltung der Regelung als bloße Sollvorschrift führt
ein Verstoß (zB Sortierung nach Abteilungen oder fehlende Vornamen) für sich
genommen nicht zur Anfechtbarkeit der Wahl.8 Allerdings muss gewährleistet
sein, dass die einzelnen Arbeitnehmer sicher identifiziert werden können, so
dass zumindest die Namensangaben und in größeren Betrieben in der Regel
auch die Geburtsdaten nötig sind.9

Notwendig ist auch die in Abs. 1 S. 1 vorgeschriebene Trennung nach Ge-
schlechtern. Hierdurch soll die Prüfung der nach § 5 zu treffenden Festlegun-
gen überprüft werden können. Durch die Geschlechtertrennung müssen fak-
tisch zwei Auflistungen erfolgen.

Bei der Aufstellung der Wählerliste ist zu beachten, dass auch die nach § 7
Satz 2 BetrVG wahlberechtigten Leiharbeitnehmer (dazu → BetrVG § 7
Rn 15 ff) aufzunehmen sind, so dass bereits bei Aufstellung der Liste die vor-
aussichtliche Einsatzdauer prognostiziert werden muss.10 Da Leiharbeitnehmer
gemäß § 14 Abs. 2 S. 1 AÜG jedoch nur über ein aktives, nicht aber über ein
passives Wahlrecht verfügen (dazu → BetrVG § 8 Rn 1), verlangt Abs. 1 S. 3
konsequenterweise, dass diese Sonderstellung in der Wählerliste zum Ausdruck
kommen muss. Auf welche Weise eine entsprechende Kennzeichnung erfolgt
(zB über Sternchen), ist dem Wahlvorstand freigestellt.

Auslegung der Wählerliste und der Wahlordnung
Zur Überprüfbarkeit und Transparenz der Arbeit des Wahlvorstands einerseits
und der Prüfung der eigenen Eintragung durch die Wahlberechtigten anderer-
seits, ist der Wahlvorstand gemäß Abs. 4 S. 1 verpflichtet, die Wählerliste an

III.

IV.

3 BAG 21.3.2017 – 7 ABR 19/15, juris Rn 28; Richardi BetrVG/Forst WO § 2 Rn 4; GK-
BetrVG/Kreutz/Jacobs WO § 2 Rn 1. 4 BAG 5.3.1974 – AP Nr. 1 zu § 5 BetrVG 1972;
DKKW/Homburg WO § 2 Rn 22; GK-BetrVG/Kreutz/Jacobs WO § 2 Rn 1. 5 BAG
21.3.2017 – 7 ABR 19/15, juris Rn 24; LAG München 10.3.2015 – 6 TaBV 64/14, juris
Rn 47; Fitting WO § 4 Rn 15; GK-BetrVG/Kreutz/Jacobs WO § 4 Rn 19; Richardi BetrVG/
Forst WO § 4 Rn 13. 6 LPK-SGB IX/Sachadae, 5. Aufl., SchwbVWO § 3 Rn 2; Sachadae,
Wahl der SchwbV, S. 233. 7 Vgl LPK-SGB IX/Sachadae, 5. Aufl., SchwbVWO § 3 Rn 2.
8 Richardi BetrVG/Forst WO § 2 Rn 9. 9 Fitting WO § 2 Rn 4; Richardi BetrVG/Forst
WO § 2 Rn 9; DKKW/Homburg WO § 2 Rn 3. 10 Richardi BetrVG/Forst WO § 2 Rn 1.
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geeigneter Stelle im Betrieb zur Einsichtnahme auszulegen. Dabei ist jedoch ge-
mäß Abs. 4 S. 2 nicht die Originalliste, sondern – zur Gewährleistung des Da-
tenschutzes – ein um die Geburtsdaten bereinigter Abdruck auszulegen.11 So-
fern jedoch wegen Namensgleichheit eine sichere Identifizierbarkeit der Arbeit-
nehmer nicht gewährleistet ist, darf das Geburtsdatum als Unterscheidungs-
merkmal angegeben werden.

Die Auslegung muss gemäß Abs. 4 S. 1 spätestens am Tage der Einleitung der
Wahl, also am Tage des Erlasses bzw des Aushangs des Wahlausschreibens er-
folgen. Anschließend muss der Wahlvorstand dafür Sorge tragen, dass die Ein-
sichtnahme bis zum Abschluss der Stimmabgabe, also grundsätzlich bis zur
Schließung des Wahllokals am letzten Tag Stimmabgabe erhalten bleiben. Ist
im vereinfachten Wahlverfahren die Möglichkeit einer nachträglichen schriftli-
chen Stimmabgabe nach § 35 gegeben (dazu → Rn 2 ff), muss die Auslage bis
zum Ende dieses Stimmabgabezeitraums erhalten bleiben.

Der Ort für die Auslegung muss für die Einsichtnahme geeignet sein. Dh dass
die Stelle für alle Einsichtsberechtigten erreichbar und damit ggf barrierefrei
zugänglich sein muss. Eine öffentliche Einsehbarkeit der Liste ist dagegen nicht
vorgesehen, so dass diese beispielsweise auch im Büro des Wahlvorstands bzw
des Betriebsrats ausgelegt werden kann, sofern hierdurch nicht faktisch einzel-
nen Arbeitnehmer die Möglichkeit zur Einsichtnahme genommen wird (zB
weil die Öffnungszeiten des Büros nicht mit den Arbeitszeiten der Nach-
schichtarbeiter kompatibel sind). Der Ort, an dem die Wählerliste ausgelegt
wird, muss gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 2 im Wahlausschreiben angegeben werden.

Gemäß Abs. 4 S. 3 ist eine ergänzende Bekanntmachung über Informations-
und Kommunikationstechnik (IuK-Technik) möglich. Hierbei handelt es sich
um eine freiwillige „Serviceleistung“ des Wahlvorstands, durch die die Mög-
lichkeit der Kenntnisnahme ausgebaut und dadurch die Bekanntheit der Wahl-
unterlagen im Betrieb verbessert werden soll.12 Diese lässt die Pflicht zur Aus-
legung nach Abs. 4 S. 1 uneingeschränkt bestehen, so dass sich die Ordnungs-
mäßigkeit der betriebsöffentlichen Bekanntgabe ausschließlich danach richtet,
ob die erfolgte Auslage nach Abs. 4 S. 1 korrekt erfolgt ist.13

Alternativ zur Auslegung nach Abs. 4 S. 1 lässt Abs. 4 S. 4 auch eine aus-
schließlich elektronische Bekanntmachung über Informations-und Kommuni-
kationstechnik (IuK-Technik) zu. Eine solche ist jedoch nur dann zulässig,
wenn hierdurch in gleichwertiger Weise wie bei einem ordnungsgemäßen Aus-
hang gewährleistet ist, dass alle Berechtigten Einsicht nehmen können.14 Eine
ausschließliche Bekanntmachung über IuK-Technik kommt daher gemäß § 2
Abs. 4 S. 4 WO-BetrVG lediglich dann in Betracht, wenn ausnahmslos alle
wahlberechtigten Arbeitnehmer durch ungehinderte Zugangsmöglichkeiten in
der Lage sind, trotz der digitalen Form vom Inhalt der Bekanntmachung
Kenntnis zu nehmen.15

11 Richardi BetrVG/Forst WO § 2 Rn 15. 12 GK-BetrVG/Kreutz/Jacobs WO § 2 Rn 14;
Sachadae jurisPR-ArbR 47/2016, Anm. 5. 13 Vgl BAG 5.5.2004 – 7 ABR 44/03, juris
Rn 20; Sachadae jurisPR-ArbR 47/2016, Anm. 5; vgl auch Fitting WO § 3 Rn 30; Kohte/
Liebsch DVfR Reha-Recht, Forum B 05/2016, 4; GK-BetrVG/Kreutz/Jacobs WO § 3
Rn 26. 14 Sachadae jurisPR-ArbR 47/2016, Anm. 5. 15 Vgl BAG 5.5.2004 – 7 ABR
44/03, juris Rn 20; Fitting WO § 3 Rn 30; GK-BetrVG/Kreutz/Jacobs WO § 3 Rn 26; Ru-
dolph/Fricke AiB 2005, 277, 279; Sachadae jurisPR-ArbR 47/2016, Anm. 5.
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